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§ 67 
Genehmigungsfreie Wohngebäude, 

Stellplätze und Garagen 
 
(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes im Sinne von § 30 Abs. 1 oder § 30 

Abs. 2 des Baugesetzbuches bedürfen die Errichtung oder Änderung von 
Wohngebäuden mittlerer und geringer Höhe einschließlich ihrer Nebengebäude 
und Nebenanlagen keiner Baugenehmigung, wenn 

 
1. das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widerspricht, 
 
2. die Erschließung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und 
 
3. die Gemeinde nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Bauvorlagen erklärt, 

dass das Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll. Satz 1 gilt auch für 
Nutzungsänderungen von Gebäuden, deren Errichtung oder Änderung bei 
geänderter Nutzung genehmigungsfrei wäre. Die Bauherrin oder der Bauherr kann 
beantragen, dass für die in Satz 1 genannten Vorhaben das 
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt wird. 

 
 
(2) Den bei der Gemeinde einzureichenden Bauvorlagen ist eine Erklärung der 

Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers beizufügen, dass das Vorhaben 
den Anforderungen an den Brandschutz entspricht. Mit dem Vorhaben darf einen 
Monat nach Eingang der Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt 
die Gemeinde der Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf der Frist schriftlich mit, 
dass kein Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll, darf unverzüglich mit 
dem Vorhaben begonnen werden. Ein Rechtsanspruch auf eine solche Mitteilung 
besteht nicht. 

 
(3) Die Gemeinde kann die Erklärung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 abgeben, weil sie 

beabsichtigt, eine Veränderungssperre nach § 14 des Baugesetzbuches zu 
beschließen oder eine Zurückstellung nach § 15 des Baugesetzbuches zu 
beantragen, oder wenn sie aus anderen Gründen die Durchführung eines 
Genehmigungsverfahrens für erforderlich hält. Erklärt die Gemeinde, dass das 
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll, hat sie der Bauherrin oder dem 
Bauherrn mit der Erklärung die Bauvorlagen zurückzureichen, falls die Bauherrin 
oder der Bauherr bei der Vorlage nicht ausdrücklich bestimmt hat, dass sie im 
Falle der Erklärung der Gemeinde nach Absatz 1 Nr. 3 als Bauantrag zu 
behandeln sind. Die Gemeinde leitet dann die Bauvorlagen zusammen mit ihrer 
Stellungnahme an die untere Bauaufsichtsbehörde weiter; § 72 Abs. 1 Satz 3 ist 
nicht anzuwenden. 

 
(4) Bei Wohngebäuden mittlerer Höhe und Wohngebäuden geringer Höhe mit mehr 

als zwei Wohnungen, jedoch nicht bei deren Nebengebäuden und Nebenanlagen, 
müssen vor Baubeginn ein von einer oder einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen im Sinne des § 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 geprüfter Nachweis über 
die Standsicherheit und von einer oder einem staatlich anerkannten 
Sachverständigen aufgestellte oder geprüfte Nachweise über den Schallschutz 
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und den Wärmeschutz vorliegen. Bei Wohngebäuden mittlerer Höhe muss 
zusätzlich von einer oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen geprüft 
und bescheinigt werden, dass das Vorhaben den Anforderungen an den 
Brandschutz entspricht. Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Angrenzern (§ 74 
Abs. 1) vor Baubeginn mitzuteilen, dass ein genehmigungsfreies Bauvorhaben 
nach Absatz 1 oder Absatz 7 durchgeführt werden soll, zu dem die Gemeinde 
keine Erklärung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 abgegeben hat. 

 
(5) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausführungsbeginn eines Vorhabens 

nach den Absätzen 1 und 7 mindestens eine Woche vorher der 
Bauaufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen und dabei die Namen der Bauleiterin 
oder des Bauleiters und der Fachbauleiterinnen oder der Fachbauleiter sowie der 
staatlich anerkannten Sachverständigen nach § 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die die 
Nachweise nach Absatz 4 aufstellen oder prüfen und stichprobenhafte Kontrollen 
nach Satz 7 durchführen, mitzuteilen. Die Bauaufsichtsbehörde unterrichtet das 
Staatliche Amt für Arbeitsschutz und, soweit erforderlich, das Staatliche 
Umweltamt. Vor Baubeginn muss die Grundrissfläche und die Höhenlage der 
baulichen Anlage abgesteckt sein. Die Bauvorlagen und die Bescheinigungen der 
Sachverständigen nach Absatz 4 müssen an der Baustelle von Baubeginn an 
vorliegen. Bauliche Anlagen im Sinne der Absätze 1 und 7 dürfen erst dann 
benutzt werden, wenn sie ordnungsgemäß fertig gestellt und sicher benutzbar 
sind. Ihre Fertigstellung ist der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen. Bei 
Fertigstellung müssen Bescheinigungen von staatlich anerkannten 
Sachverständigen vorliegen, wonach sie sich durch stichprobenhafte Kontrollen 
während der Bauausführung davon überzeugt haben, dass die baulichen Anlagen 
entsprechend den in Absatz 4 genannten Nachweisen errichtet oder geändert 
worden sind. § 65 Abs. 4, § 68 Abs. 7 und § 70 gelten entsprechend. Der in § 81 
Abs. 2 Satz 1 genannte Nachweis muss der Bauherrin oder dem Bauherrn 
vorliegen. 

 
(6) Die Bauherrin oder der Bauherr und die späteren Eigentümer haben die 

Bauvorlagen, Nachweise und Bescheinigungen aufzubewahren. 
 
(7) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Garagen und überdachte Stellplätze bis 

1000 m² Nutzfläche, wenn sie einem Wohngebäude im Sinne des Absatzes 1 
dienen. Bei Garagen mit einer Nutzfläche über 100 m² bis 1000 m² muss vor 
Baubeginn ein von einer oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen 
geprüfter Nachweis über die Standsicherheit vorliegen sowie zusätzlich von einer 
oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen geprüft und bescheinigt 
worden sein, dass das Vorhaben den Anforderungen an den Brandschutz 
entspricht. Für diese Garagen gelten zusätzlich Absatz 4 Satz 3 und Absatz 6. Soll 
in einer geschlossenen Mittelgarage eine natürliche Lüftung vorgesehen werden, 
so muss zuvor von einer oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen die 
Unbedenklichkeit bescheinigt worden sein. Die Bescheinigung ist aufgrund 
durchgeführter Messungen innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der 
Garage von der oder dem Sachverständigen zu bestätigen. 

 
(8) Wird nach Durchführung des Bauvorhabens die Nichtigkeit des Bebauungsplanes 

festgestellt, so bedarf das Bauvorhaben auch dann keiner Baugenehmigung. 
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Seine Beseitigung darf wegen eines Verstoßes gegen bauplanungsrechtliche 
Vorschriften, der auf der Nichtigkeit des Bebauungsplanes beruht, nicht verlangt 
werden, es sei denn, dass eine Beeinträchtigung von Rechten Dritter dies 
erfordert. 

 


